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Weiterentwicklung von Tageseinrichtungen für Kinder zu Familienzentren
o Schrittweiser Einstieg in den flächendeckenden Ausbau

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Landesregierung in NRW hat im Rahmen einer Pilotphase im letzten Jahr damit

begonnen, Tageseinrichtungen für Kinder zu Familienzentren auszubauen. Nachdem
die Pilotphase in 2006 angelaufen ist,, soll mit Beginn des Kindergartenjahres
200712008 der schrittweise Einstieg in den flächendeckenden Ausbau starten. Die

Ausbauphase soll im Jahr 2012 abgeschlossen sein.

Auf der Basis der Anzahl der Kinder im Alter von 0 bis einschließlich 6 Jahren per 3 1.

12. 2005 hat das Ministerium ftir Generationen, Familie, Frauen und lntegration des

Landes NRW festgelegt, dass in Rheine im Jahre 2012 inssesamt maximal 12 Ta-
geseinrichtungen für Kinder zu Familienzentren ausgebaut werden sollen. !4ier
zum 01. 08. 2007 beginnenden 2. Ausbauphase können in Rheine 3 weitere Ta-
geseinrichtungen für Kinder die Ärbeit als Familienzentren aufnehmen. Mit der
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vorhandenen Piloteinrichtung (Kath. Kindergarten St. Antonius) können dann 4 Ta-
geseinrichtungen für Kinder als Familienzentren arbeiten. Ziel ist es, die kinder- und
familienorientierten Leistungen zu bündeln, qualitativ weiter zu entwickeln und den
Familien ein ganzheitliches Angebot über die Kindertageseinrichtung ,,aus einer
Hand" anzubieten.

Nach den Erfahrungen aus dem letzten Jahr soll die Auswahl der 3 Tageseinrichtun-
gen, die zum 01. 08.2007 an den Start gehen sollen, durch den öfilichen Träger der
Jugendhilfe erfolgen. Hierzu ist eine Beschlussfassung des Jugendhilfeausschusses
erforderlich. Die Entscheidung muss in der Sitzung am 09. Mai 2007 fallen, weil die
namentliche Nennung der Einrichtungen bis Ende Juni 2007 beim Ministerium in Düs-
seldorf vorliegen muss. Die ausgewählten Einrichtungen erhalten ab dem 01.08.2007
zusätzlich zur normalen Kita-Förderung eine Landesftirderung in Höhe von 12.000,00
€ p.A. und werden zugleich zur Zertifizierung des Gütesiegels zugelassen. Es besteht
sowohl die Möglichkeit der sofortigen Zertifizierung innerhalb der zweiten Jahreshälf-
te 2007 als auch die Möglichkeit der zertifizierung nach einer Qualitätsentwicklungs-
phase. Die Zertiftzierung muss binnen eines Jahres erfolgen. Bei positivem Ausgang
der Zefüftzierung wird der Einrichtung das Gütesiegel ,,Familienzentrum NRW.. er-
teilt. Gelingt die Zertifrzierung nicht im ersten Durchgang, erhalten die Einrichtungen
ein zweites geftrdertes Entwicklungsjahr. Die weitergehende Förderung ist jeweils
vom Erhalt des Gütesiegels abhängig.

Bei der Auswahl der Einrichtungen, die zukünftig als Familienzentren arbeiten sollen,
sind eine angemessene regionale Verteilung sowie die Sicherstellung der Träger-
vielfaft vor Ort zu gewährleisten. Die Kriterien flir Familienzentren werden nach ak-
tuellem Diskussionsstand umfassen:

Beratung und Unterstützung von Kindern und Familien

Familienbildung und Erziehungspartnerschaft

Kindertagespflege

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Sozialraumbezug

Kooperation und Organisation

Kommunikation

Leistungsentwicklung und Selbstevaluation

Die abschließenden Kriterien werden inhaltlich durch das Gütesiegel ,,Familienzent-
rum NRW", welches sich auf Landesebene in der Schlussabstimmung befindet, festge-
legt. Sobald mir dieser Kriterienkatalog vorliegt, werde ich ihn an alle Träger der Ta-
geseinrichtungen für Kinder in meinem Bezirk weiterleiten.



Damit die Beschlussfassung fiir den Jugendhilfeausschuss vorbereitet werden kann,

möchte ich interessierte Tageseinrichtungen fi.ir Kinder bitten, sich bis zum 13. April

2007 unter folsender Adresse zu bewerben:

Stadt Rheine,
Fachbereich, Jugend, Familie und Soziales

- Jugendamt -

Klosterstraße 14

48431 Rheine

Dies gilt auch ftir die Einrichtungen, die sich bereits fiir die Pilotphase im letzten Jahr

beworben haben und nicht berücksichtigt werden konnten.

Ihre Bewerbung sollte grundsätzlich nicht länger als 3 DIN-A-4 Seiten umfassen (ggfs.

mit Anlagen) und neben einer Kurzbeschreibung Ihres pädagogischen Konzeptes kon-

kret darlegen, ob Ihre Einrichtung bereits zum jetzigen Zeitpunkt den 8 Grundvoraus-

setzungen eines Familienzentrums entspricht oder wie die Entwicklung zu einem Fa-

milienzentrum zum Ende des Kindergartenj ahres 200712008 konkret erfolgen soll.

Mit freundlichen Grüßen

In Vertretung

Ute Ehrenberg
Beigeordnete
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Reform des Gesetzes tiber Tageseinrichtungen für Kinder

Sehr geehrte 0amen und Herren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,

diE Geschäftsstelle hat heute nach eingehenden Beratungen der Kleinen Kommission des StGB N|lV'/ und einer Arbeitsgruppe
unseres Snzialausschusses das bereits am 26.02.2007 inhaltlich erörterte Konsenspapier iiber Eckpunkte der zukünftigen
tinanzierungsstruktur der Iageseinrichtungen ftr Kinder (Anlagen lund 2) unterzeichnet. [)ie kommunalen Spitzenverbande
hatten zu der gemelnsamen Vereinbarunq von Ministerium für Generationen. Familie. Frauen und Integratiln, knmmunalen
Spihenverbänden, freier V'/ohllahrtspflege sowie kirchlichen Bürrs zunachst den Vorbehalt ergänzender l'4odellrechnungen
von lI Jugendämtern erklart. flit der eingehenden Beratung der Kleinen Knmmission (Anlage 3)waren aus Sicht der Ge-
schaftsstelle die Voraussetzungen für eine Zustimmung zu den Eckprnkten als Grundlaqe für das noch anstehende Gesetzge-
bungsverfahren zur Novellierung des GTK gegeben.

Inhaltlich handelt es sich bei der geplanten neuen Finanzierungsstruktur für Tageseinrichtungen um die lJmstellung von einer
aufwändigen Spihabrechnung auf Ptn-Kind-Pauschalen. ßrundlage ist dabei nicht das ursprünglich vom MGFFI verfolgte Pau-
schalsystem, sondern das ßruppenpauschalmodell der knmmunalen Spitzenverhände von August 2008. Dies wurde gemeinsam
mit der freien Wohlfahrtspflege im Januar 20[7 als Basis der Verhandlungen mit dem MGFFI eingebracht. Auch hierbei erfolgte
eine lJrnstellung der ßruppenpauschalen zu kindbezrgenen Pauschalen, beibehalten wurde allerdings die Hinterlegunq fachli-
cher l.r1indeststandards zur Herleitung der einzelnen Pauschalen.

lm Ergebnis sind drei verschiedene Kindpauschalen mit jeweils drei 0ffnungszeitvarianten vorgesehen. und zu folqenden Grup-
pEntypen:

-Grunpe l: Kinder von zwei Jahren bis zum Schuleinhitt
-ßruone ll: Kinder unter drei Jahren
-Gruooe lll: Kinder ab drei Jahren bis zum Schuleintritt.

Vor dem Hintergrund des stark vom bisherigen 8TK abweichenden neuen Finanzierungssystems ergab sich für alle Verhand-
lungspartner das Problem der nur schwer kalkulierbaren finanziellen Auswirkungen. Nicht zuletzt wegen der kaum möglichen
Vergleichba*eit der bisherigen Betriebskostensituatirn gegenüber dem neuen Konzept zogen sich die Verhandlungen länger
als erwartet hin. Bekannt sind allen Beteiligten einerseits die Betriebsknsten und die entsprechenden Zuschüsse aufder Easis
des Jahres 2004. Andererseits hat sich die tatsächliche Betreuungssituation insbesondere auch im lJ3-Bereich aufgrund der
mit dem Iagesbetreuungsausbaugesetz verbundenen neuen Rechtslage erheblich verändert. lmmer bedeutsamer wird zudem
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die [ualitat des Betreuungsangebrts im Hinblick auf die Notwendigkeit einer angemessenen Vermittlung von Bildungsaspekten
im Elernentarbereich. Darüber hinaus kann das zukünftige Wahlverhalten der Eltern bei der Nutzung des differenziErt ausges-
talteten Bildungsangebds auf der Basis der neuen ßruppentypen nur eingeschränkt prognostiziert wenden.

letztlich zwinqen diese Ausgangsbedingungen alle Beteiligten zu einem Spagat zwischen 0ualität und tinanzierbarkeit der
Betreuungseinrichtungen. Auch die umfangreichen [4odellregionen in l0 Jugendämtern können vor diesem Hintergrund die
Risiken neuer Finanzierungssystemen nrr eingrBnzen, nicht aher vällig beseitigen. 0ie Kleine Knmmission ist bei ihren Erörte-
rungen davon ausgegangen, dass es wie beijeder grundlegenden Anderung vrn Finanzierungsstrukturen auch bei der anste.
henden ETK-|lefnrrn Eewinner und Verlierer geben wird. Angesirhts zusätzlicher. auf Eundes- und [andesebene beruhender
Vnrgaben insbesondere bei der lJ3-Versorgung. aber auch über die Knmplementärfinanzierung der Jugendämter beispürbar
ansteigender Landesfinanzierung werden insgesamt erhöhte kommunale Aufwändungen zu erwarten sein.

lm [rgebnis waren für die Kleine Kommission bei ihrer Entscheidung zugunsten des Konsenspapiers vnr allem folgende Aspek-
te bestimmend:

-Es wird umgestellt vrn einer aufwändigen Spitzabrechnung auf Prn-Kind-Pauschalen; dadurch wird die Betriebskosten-
abrechnung wesentlich vereinfacht, vereinheitlicht und gerechter gestaltet.

-Es gibt eine erheblich vefstäfkte Beteiligung des Landes insbesondere an den Kosten der Betreuung der unter Drelähri-
gen. hstmals beteiligt sich das Land ferner an der Finanzierung der Tagespflege. ßesetzlich wird schließlich auch
die Filrderunq von Kindern mit Behinderungen gereqelt.

-LJber die Verabredung gesetzlicher lrrlindeststandards auf Landesebene unter gleichzeitiger Betonung der Steuerungs-
verantwlrtung der Juqendämter wird der fachpnlitischen 0iskussion vnr 0rt unnötiger (onfliktstoff entzngen.

-0ie Absenkung des Trägeranteils der Kirchen sollte dazu führen, dass es nirht zu einem weiteren Rückzug der Kirchen
aus der Kindergartenversorgung kommt.

-0ie Finanzierung der Sprachförderung und der Familienzentren hleibt gesonderten Verhandlungen vorbehalten. so dass
qgf. noch ein Beteiligungsverfahren nach dem Konnexitätsausführungsgesetz erforderlich wird.

-l.,1it der im ßesetzgebungsverfahren nnch detaillierter auszugestaltenen |levisionsklausel kann bei Nichtauskommlichkeit
der Landespauschalen bzw. erheblichen Verwerfungen auf Irägerseite eine Nachsteuerung erreicht werden.

0ie weiteren ßesetzgehungsarheiten sollen vom Standigen Arbeitskreis GTK des l.,iß[Fl aktiv begleitet werden. Innerhalb des
StGB e olgen die weiteren Abstimmungen zum Iesehentwurf über den Suialausschuss am 14.03.2007 snwie das Präsidium
am 21.03.2[[7.

Mit heundlichen ßrüßen

[]r. Bernd Jüroen Schneider



Düsseldorf, den 26. Februar 2007

Konsenspapier

über Eckpunkte der zukünftigen Finanzierungsstruktur
der Tageseinrichtungen für Kinder und der Förderung
der Kindertagespflege

zwischen

den Kommunalen Spitzenverbänden

der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohl-
fa h rtspf lege des Landes Nord rhei n -Westfa len,

des Beauftragten der Evangelischen Kirche bei Landtag und
Landesregierung Nord rhein-Westfalen

des Katholischen Büros Nordrhein -Westfalen,
Kommissariat der Bischöfe in Nordrhein-Westfalen

uno

dem Minister für Generationen, Familie Frauen und Integration
des Landes Nord rhein-Westfalen

Das vorliegende Konsenspapier über die Finanzierungseckdaten ist Ergebnis
eines nahezu einjährigen Diskussionsprozesses zwischen dem Ministerium für
Generationen, Familie, Frauen und Integration, den Kommunalen Spitzenver-
bänden, der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts-
pflege des Landes Nordrhein-Westfalen sowie dem Katholischen und dem E-
vangelischen Büro.

Damit ist hinsichtlich der finanziellen Eckdaten eine konsensfähige Grundlage
für das Gesetzgebungsverfahren erstellt, das laut der gemeinsamen Vereinba-
rung aller Beteiligten vom 29. Juli 2006 dazu diesen soll, ein Gesetz zu schaffen
"mit dem Ziel, Bildung, Erziehung und Betreuung für Kinder im frühen Kindesal-
ter zu stärken."

lm Sinne der Bedarfsgerechtigkeit des Angebotes wird die örtliche Jugendhilfe-
planung gestärkt. lm Rahmen einer kooperativ mit den Einrichtungsträgern zu



gestaltenden Kindergartenbedarfsplanung stellt der örtliche Jugendhilfehäger
den Bedarf an Betreuungsplätzen fest. Bei der Bedarfsdeckung sind die Trä-
gervielfalt und der Subsidiaritätsgrundsatz zu beachten.

Auf folgende Eckpunkte haben sich das Ministerium, die Spitzenverbände und
die Kirchen verständigt:

1. Gefördert werden die Kindertageseinrichtungen durch das örtliche Jugend-
amt auf der Basis von Kindpauschalen. Sie leiten sich rechnerisch ab aus
den Personal- und Sachkosten von drei Gruppentypen:

. Kindergartengruppe von zwei Jahren bis zum Schuleintritt - 20 Kinder -
(Gruppe l);

. Gruppe mit Kindern unter drei Jahren - 10 Kinder - (Gruppe l l);

. Kindergartengruppe von drei Jahren bis zum Schuleintritt - 25 Kinder -,
bzw. bei einer Öffnungszeit von 45 Stunden - 20 Kinder - (Gruppe lll).

Auf der Grundlage der o.g. Kinderzahlen ergeben sich nach den Öffnungs-
zeiten differenzierte Kindpauschalen (Anlage).

Die Gruppe I kommt dann zur Anwendung, wenn mindestens vier Kinder im
Alter von zwei Jahren aufgenommen werden; die Höchstzahl soll sechs
betragen.

In der Gruppe l l  l iegt der Schwerpunkt auf den Zwei- und Einjährigen; es
können aber im Bedarfsfall auch unter Einjährige aufgenommen werden,
ohne dass dies Auswirkungen auf die Gruppengröße und die Höhe der Pau-
schale hat.

Die Einrichtung der genannten Gruppen findet auf der Basis der Kindergar-
tenbedarfsplanung im Einvernehmen mit den örtlichen Jugendämtern statt.

Unter- und Überschreiten der dem Finanzierungsmodell zugrunde liegenden
Gruppengröße um je ein Kind wirkt sich nicht auf die Höhe der Förderung
aus. Weitere Abweichungen werden mit einem Abzug bzw. zusätzlichen
Kindpauschalen für jedes Kind berechnet.

Einrichtungen mit Kindern mit Behinderungen erhalten für jedes Kind eine
3,5 fache Kindpauschale, die sich auf der Grundlage der oben aufgeführten
Kindpauschale -Gruppe l l l  - 35 Stunden - ergibt.

Soweit Träger Mieter von Einrichtungen sind, erhalten sie die Kaltmiete wei-
terhin "spitz" erstattet: sie können aber auch Pauschalen anstreben. Die
Miete wird um den Betrag der Erhaltungspauschale reduziert. Die Kommu-
nen sollen die bestehenden Mietverträge überprüfen und die Träger dahin-
gehend beraten, dass im Einzelfall eine Veränderung insbesondere bei den
teuren Mieten vorgenommen werden kann. Für neue Mietverträge werden
neue Regelungen entwickelt.

4.



5.

6.

7.

Bei bestehenden eingruppigen Einrichtungen können die anerkennungsfäh i-
gen Kosten um einen Betrag von bis zu 15.000 EUR erhöht werden, fal ls
dies zur Sicherung der Einrichtung erforderlich ist. Das Jugendamt befindet
hierüber im Benehmen mit dem Einrichtungsträger.

Die Trägeranteile betragen: für die kommunalen Träger 21 %', für die kirchli-
chen Einrichtungen 12 %; für sonstige freie Träger der Jugendhilfe 9 o/o und
für Elterninitiativen 4 ok auf der Grundlage der berechneten Kosten nach Nr.
1 dieser Vereinbarung. Die Kosten für die Absenkung des kirchlichen Trä-
geranteils von 20o/o auf 12oÄ übernimmt das Land zu 75 o/oi die Kommunen
übernehmen 25%.

Die Tagespflege wird erstmals vom Land mit je 725 EUR pro Kind und pro
Jahr für jeden vom Jugendamt genehmigten Platz gefördert. Hinsichtlich der
fachlichen Anforderungen ist v. a. im Hinblick auf die Bestandskräfte eine
flexible Regelung zu entwickeln. Eine Verpflichtung zur kommunalen Förde-
rung in Form von Pauschalen ergibt sich hieraus nicht

Die Förderung von Familienzentren und der Sprachförderung wird gesondert
geregelt.

Die Kirchen wollen auf der Grundlage ihres pastoralen Auftrags und unter
Berücksichtigung des demografischen Wandels - unter der Voraussetzung,
dass die Jugendhilfeplanung nicht zur Reduzierung von Öffnungszeiten, Ein-
richtungen und Belegung von Plätzen führt - ihr Angebot an Plätzen für unter
dreijährige Kinder und für Kinder im Kindergartenalter in Tageseinrichtungen
aufrecht erhalten.

'10. lm Jahre 2011 wird eine Überprüfung der neuen Finanzierungsstruktur unter
Einbeziehung der Spitzenverbände sowie den kirchlichen Büros auf der Ba-
sis einer umfassenden Datenerhebung vorgenommen. lm weiteren Gesetz-
gebungsverfahren sollen Kriterien für eine belastbare Revisionsklausel for-
muliert werden.

Im Ständigen Arbeitskreis "Förderung und Betreuung von Kindern" werden die
weiteren Umsetzu ngsschritte erörtert und verabredet.

8 .
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Für den Städtetag Nordrhein-Westfalen

Dr. Stephan Articus

Für den Landkreistag Nordrhein-Westfalen

Dr. Martin Klein

Für den Städte- und Gemeindbund Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd-Jürgen Schneider

Für die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des
Landes Nordrhein-Westfalen (Arbeiterwohlfahrt - Bezirksverbände-; Diözesan-
Caritasverbände; Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Landesverband -, Deu!
sches Rotes Kreuz Landesverbände, Diakonische Werke - Landesverbände, Jüdische
Kultusgemeinden - Landesverbände)

Dr. Uwe Becker

Der Beauftragte der Evangelischen Kirche bei Landtag und Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen

Kirchenrat Rolf Krebs

des Katholischen Büros Nordrhein -Westfalen,
Kommissariat der Bischöfe in Nordrhein-Westfalen

Prälat Dr. Karl-Heinz Vogt

uno

dem Minister für Generationen, Familie Frauen und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen

Armin Laschet
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Reform des Eesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder
Eeschlass der Kleinen Konmission und der ElK-Ärheitsgruppe an 28.42.20117 in 0nsseldsrf

0ie Kleine Knmmission unterstreicht die Bedeutung des zwischen Landesregierung sowie ijlfentlicher und heier Wohlfahrts-
pflege auf ßeschaftsstellenebene erzielten Konsenses zu einem neuen 8TK-Finanzierungssystem für die Weiterentwicklung
des Elementarbereichs. Mit dem Kompromiss auf Basis des kommunalen bzw. [Aß[F-Gruppenpauschalmodells sind über l'10-
dellrechnungen die finanziellen Risiken fur die Jugendämter bzw. Komnunen eingegrenzt worden. Vnr allem können über die
Starkung der Steuerunqsverantwortung der Jugendämter hinaus erstmals fnlgende wesentliche Elemente in der Kindergar-
tengesetzgebung NllW verankert werden:

. Einvernehmliche Festlegung der Finanzierungsstrukturen einschlieBlich der [andespauschalen sowie der
fachlichen Mindeststandards durch die Einrichtrngs- und die Kostenträger. Hiermit ist die Erwartung verbun-
den, dass in den Jugendamtsbezirken auf allgemein akzeptierter ßrundlage gemeinsame örtliche bzw. regio-
nale Kindefgartenstrategien entwickelt und umgesetzt werden können.

. Erheblich vErstärkte BEteiligung des [andes an den Kosten der Betreuunq der Unterdreijährigen. []amit wird
die [)ruhunq der Koalitionspartner auI Bundesebene voraussichtlich ins Leere laufen, hei Nichtgewahrleistung
eines bedarfsqerechten Angebots an lJ3-Fletze im Herbst 2fl0 werde der Rechtsanspruch auf den Besuch ei-
nerTageseinrichtung fur alle überZweijahrigen eingeführt.

o Die Beteiligung des Landes an den Kosten der l(indertagespflege unter Konkretisierung der Regelungen des
Tagesausbaubetreuungsgesetzes. Ziel ist es, insbesrndere in den überwiegend ländlich strukturiErten |legi0-
nen des Landes den deutlich zunehmenden Bedarf an Tagespflege schneller abzudecken.

o Verbindliche Reqelung der bereits bislang vnm land gewährten Leistungen zur Betreuung von Kindern mit Be-
hinderungen im Rahmen einer integrativen Erziehung.

. []ynamisierung der Pauschalförderung mit einer Erhöhung des Landesanteils um 1,5 % jahrlich ab 2[[3.

. |{evisisn im Jahr 2 l mit der lr1öglichkEit, im Bedarfsfall - insbesondere bei Nichtauskommlichkeit der Lan-
despauschalen - angemessene Nachsteuerungen des Finanzierungssystems vornehmen zu kiinnen.

[)ie Kleine Knmmissinn bekraftigt die kommunale Erwartung, dass die Absenkunq des Trägeranteils der Kirchen von bisher 20
oÄ aul l2% dazu beiträgt. dem seit einigen Jahren zu beobachtenden lrend eines spürbaren Rückzugs der Kirchen vor Irt zu



beqeqnen. Die Erklärung von Katholischem und Evangelischem Büro, die Kirchen wollten ihr Angebot an Plätzen für unter drei-
jährige (inder und für Kinder im Kindergartenalter in Iageseinrichtungen aufrecht erhalten. wird insoweit begrüßt.

llnmissverständlich weist die Kleine Kommission darauf hin, dass der Städte- und Gemeindebund NRW unabhangig von dem
gefundenen Kompromiss zu neuen Finanzierungsstrukturen nachdrücklich dafür einhitt, dass wieder landeseinheitliche El-
ternbeitragssätze einqeführt werden hzw. den in der Haushaltssicherung befindlichen Kommunen die Entscheidung über die
Hohe der Elternbeitrage freigestellt wird.

0er StGB NRW Erwartet v0n der [andesregierung eine angemessene finanzierung der Sprachförderung snwie der Familien-
zentren und behalt sich insoweit die 0urchfuhrung eines Beteiligungsverfahrens nach dem Konnexitätsausführunqsgesetz
v0r.


